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Aufruf zum Antifaschistisch-Internationalistischen Block auf der Liebknecht-Luxemburg-
Demonstration 2022
Auch 103 Jahre nach der Ermordung Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts durch rechte
Freikorps im Auftrag der reaktionären SPD-Regierung gehen wir gemeinsam für sozialistische
Forderungen auf die Straßen. Als Teil der radikalen Linken fordern wir das Ende aller Kriege,
weltweite Dekolonisierung, den Stopp aller imperialistischen Unternehmungen und den Sturz
des kapitalistischen Ausbeutersystems. Deswegen unterstützen wir klassenkämpferische
Streiks und Kampagnen, den Kampf gegen staatliche Repressionen gegen Linke und
Marginalisierte und die Formulierung schlagkräftiger und konsequenter Antworten auf die
sich derzeit besonders in der Pandemie zeigenden großen Krise der kapitalistischen Staaten.
All dies sind Themen, die schon vor 103 Jahren die Arbeiter*innen und Genoss*innen zur
Novemberrevolution bewegten. Damals wie heute gilt, was Karl Liebknecht sagte: „Der
Hauptfeind steht im eigenen Land!“
Dass sich etwa die reaktionäre Mehrheit der deutschen Sozialdemokratie Anfang des 20.
Jahrhunderts für den Krieg und die „nationale Sache“ einspannen ließ, lag u. a. an einer

https://fightandremember.org/rosa-luxemburg/
https://fightandremember.org/karl-liebknecht/


Aufruf 2022: Dekolonisierung, Entmilitarisierung, Streik – für eine
kämpferische Antwort auf jede Krise!

| 2

rassistisch aufgeladenen Propaganda gegen das autoritäre zaristische Russland. Der
imperialistische Krieg, der nur denen hilft, die an ihm verdienen, erschien im Lichte dieser
Propaganda als eine progressive Tat. Doch es waren die Massen der Arbeiter*innen auf allen
Seiten, die für die Interessen von Militärs, politischer Führung und Kapitalist*innen an die
Front in den Tod geschickt wurden oder in der Rüstungsindustrie arbeiten und Hunger leiden
mussten.
Auch heute wird wieder eine ähnliche Argumentation ins Feld geführt, wenn imperialistische
Kriege mit Menschenrechten oder „Demokratieexport“ gerechtfertigt werden. Beispiele dafür
sind die Bundeswehreinsätze in Afghanistan und Mali. Nach der eingestandenen Niederlage
und dem militärischen Rückzug der westlichen Besatzungsarmeen vom Hindukusch sucht
derzeit die NATO neue militärische Abenteuer. Damit wird die Rüstungsspirale weitergedreht
und die von den USA vorgegebene Doktrin aufrechterhalten, dass die NATO-Staaten zwei
Prozent ihres Haushaltes fürs Militär ausgegeben müssen. Da die Bundesrepublik – und allen
voran auch nicht die neue Ampelkoalition – dies nicht infrage stellt, wird der deutsche
Verteidigungshaushalt erneut stark ansteigen. Und während die Militärausgaben wachsen,
wird die Kriegstreiberei medial unterstützt. Nun müssen schon Geflüchtete dafür herhalten,
um schwer bewaffnete Soldaten an den EU-Außengrenzen zu stationieren. So schwadronieren
beispielsweise die EU und NATO über eine hybride Kriegsführung von Belarus. Offensichtlich
will die deutsche Regierung als Führungsmacht in Europa einen neuen Kalten Krieg vom Zaun
brechen. Sie nimmt dabei in Kauf, dass Belarus durch die Drohgebärden und jüngsten NATO-
Manöver an den Grenzen Russlands seine vor 20 Jahren stillgelegten Atomarsenale wieder
aktiviert. Es war vorhersehbar, dass die herrschende Oligarchie in Belarus nach den
Sanktionen der EU, darunter u. a. ein Lebensmittelimportverbot, die Geflüchteten Richtung
Westen ziehen lässt. Dabei darf nicht vergessen werden, vor allem die imperialistische Politik
von EU und NATO sowie die Kriegseinsätze in Afghanistan, Mali und Syrien sorgten dafür,
dass Menschen zur Migration nach Westeuropa gezwungen werden. Außerdem werden –
meist ausgehend von Deutschland – EU-Sanktionen initiiert, um den Wiederaufbau von
zerstörten Territorien beispielsweise in Syrien zu verhindern.
Eine solche Außenpolitik, wie wir sie auch seit Jahrzehnten aus den USA gegenüber
Lateinamerika kennen, zeigt, dass die Welt noch immer in kolonialer Manier von
Großmächten aufgeteilt und verwaltet werden soll. So währen die Kontraaktivitäten gegen
Kuba samt Terror, Wirtschaftskrieg und Fake News nun schon mehr als 60 Jahre. Doch wird
dieser imperialistischen Politik weltweit auch Widerstand entgegengesetzt. In Palästina,
Kurdistan, Westsahara, Sudan, Kaschmir, Eelam Tamil, Chiapas, Kolumbien, Chile, den
Philippinen und an unzähligen anderen Orten bieten progressive und revolutionäre
Aktivist*innen der kapitalistischen Kriegsmaschinerie die Stirn. Dieser Widerstand wird auch
in Deutschland, im Herzen der imperialistischen Bestie, von mutigen Arbeiter*innen und
Marginalisierten geführt.
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Wir sind uns sicher, dass Rosa Luxemburg auch heute an der Seite der zahlreichen
streikenden Arbeiter*innen stehen würde. Denn sie war eine Befürworterin des politischen
(General-)Streiks als revolutionäres Kampfmittel. Eindrucksvoll bewiesen die Arbeiter*innen
des Lieferservice Gorillas, welche Schlagkraft ihr wilder Streik entfalten konnte – trotz des in
Deutschland herrschenden und vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) abgesegneten
Verbots eines solchen. Denn hierzulande wird eine Sozialpartnerschaft von Arbeiter*innen
und Kapitalist*innen vorgegeben, die im Gegensatz zum Gedanken des politischen Streiks
und der Selbstbestimmung durch Arbeiter*innenräte steht. Streiks sind nur in einem engen
rechtlichen Rahmen und mit dem Ziel erlaubt, Tarifverträge abzuschließen. Es ist wenig
überraschend, dass Streiks heftig angegriffen werden, besonders wenn sie das öffentliche
Leben betreffen. Vor allem die Corona-Krise wurde für den Versuch genutzt, das Streikrecht
auszuhebeln. Das betraf zuletzt etwa den Streik der Gewerkschaft der Lokführer*innen (GdL).
So versuchte der Vorstand der Deutschen Bahn im September, den angekündigten GdL-Streik
mit eigenwilliger Auslegung von Corona-Notstandsverordnungen juristisch zu untersagen.
Das ist zynisch, denn ein Großteil der Schutzmaßnahmen läuft darauf hinaus, die
kapitalistische Wirtschaft am Laufen zu halten und Kontaktbeschränkungen allein ins Private
zu verlagern. Kurz gesagt: Die Arbeiter*innen sollten sich weder treffen noch organisieren,
sollen sich aber in überfüllte S-Bahnen zur Lohnarbeit quetschen. Dem konnte sich indes die
GdL erfolgreich in den Weg stellen. Auch die Streiks bei den Vivantes-Kliniken in Berlin haben
gezeigt, wie jene sich erfolgreich organisieren und ihre Forderungen teilweise durchsetzen
konnten, die die Lasten der Corona-Krise am eigenen Leib durch völlige Überarbeitung in
einem privatisierten und kaputt gesparten Gesundheitssystem zu tragen haben. Selbst die
Angriffe mit der moralischen Behauptungen, die Beschäftigten würden ihre Patient*innen im
Stich lassen, konnten daran nichts ändern. Doch sind es die Kürzungen und die schlechte
Bezahlung, die zu einem Mangel an Pflegekräften und somit zu schlechter Betreuung führen.
Die Coronapandemie offenbart wie kaum ein anderes Ereignis in jüngster Vergangenheit die
tiefe Krise des kapitalistischen Systems. Trotzdem schafften es linke Gruppen kaum, über die
Solidarisierung mit einzelnen Kämpfen hinaus konkrete Antworten zu finden und gleichzeitig
den Spagat zwischen notwendigen Schutzmaßnahmen und einer Positionierung gegen einen
immer autoritärer werdenden Nationalstaat zu schaffen. Diese Leerstelle wurde stattdessen
von reaktionären Kräften gefüllt. Weil diese aber keine antikapitalistische Antwort
formulieren, sondern sich in einem zur neoliberalen Ideologie passenden Individualismus
verlieren, benennen sie nie die eigentliche Ursache der Krise. Vielmehr bleibt es bei einem
diffusen „gegen die da oben“. Diese Position ist für faschistische Kräfte anschlussfähig und
wird von diesen auch dankend aufgenommen.
Die Konsequenz daraus war beim sogenannten Sturm auf den Reichstag oder bei anderen
Angriffen von Faschisten und Impfgegner*innen zu sehen, etwa im Oktober in Rom, wo ein
Gewerkschaftshaus verwüstet wurde. Während derartige faschistische Angriffe von den
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Nationalstaaten mit Milde sanktioniert werden, gehen Repressionsbehörden und
Geheimdienste mit äußerster Härte gegen antifaschistische Gruppen vor, um uns mit 129er
Verfahren von Gegenprotest und -perspektive abzuhalten. Die bundesweite Mobilisierung von
Antifaschist*innen und internationalistisch Organisierte zum Auftakt des Prozesses gegen
Lina E. und andere Angeklagte zeigt aber auch, dass in unserer kämpferischen Vereinigung
stets das Potenzial des Aufbaus einer linken Gegenkraft liegt.
Gegen den Versuch einer antisemitisch-verschwörungsgläubigen Querfront einerseits und
gegen das widerspruchslose Einknicken in die kapitalistische Krisenverwaltung auf
Regierungslinie andererseits muss eine selbstbewusste linke Kritik formuliert werden, die mit
praktischem Antifaschismus Hand in Hand geht. Während der Staat Konzerne in
Milliardenhöhe subventionierte, mussten Arbeiter*innen auf einen Teil ihres Gehalts
verzichten oder verloren gleich ganz ihr Einkommen. Und auch global sehen wir diese Art der
Umverteilung von unten nach oben, beispielsweise durch die ungleiche Verteilung der
Corona-Impfstoffe oder dem Festhalten an den Patenten hierfür.
Die jüngsten Erfolge kollektiver sozialer Kämpfe wie die massenhafte Mobilisierung der
Kampagne „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ oder der Black-Lives-Matter-Bewegung
müssen wir als Anknüpfungspunkte nutzen, um radikale sozialistische Forderungen
aufzustellen.
Kurz vor ihrem Tod formulierte Rosa Luxemburg: „Eure ‚Ordnung‘ ist auf Sand gebaut. Die
Revolution wird sich morgen schon ‚rasselnd wieder in die Höh‘ richten‘ und zu eurem
Schrecken mit Posaunenklang verkünden: ich war, ich bin, ich werde sein!“ Diese Worte
haben weiterhin Gültigkeit. Es gilt, sie mit Leben und Taten zu füllen.
Die radikale Linke muss eine revolutionäre Antwort finden, um gegen die Bewältigung der
Pandemie auf dem Rücken der Arbeiter*innen und Marginalisierten zu kämpfen.
Heraus zum antifaschistisch-internationistischen Block auf der LL-Demo am 9.
Januar 2022!
Für eine kämpferische Antwort auf jede Krise!
Sonntag, 09.01.2022 | 10:00 Uhr | U-Bahnhof Frankfurter Tor (Friedrichshain)
»Fight & Remember!«-Bündnis 2022
(https://lldemo.fightandremember.org/2021/12/02/ll-demo-2022-aufruf-zum-antifas
chistisch-internationalistischen-block/)
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